
VERJÄHRUNG VON
SCHADENSERSATZANSPRÜCHEN:
RECHTSMISSBRÄUCHLICHE BERUFUNG AUF DIE
HEMMUNG DER VERJÄHRUNG DURCH EINREICHUNG
EINES GÜTEANTRAGS

OLG München, Urteil vom 19.10.2017 — Aktenzeichen: 23 U 1961/16

Leitsatz
1. Die 10-jährige (absolute) Verjährungsfrist gemäß § 199 Abs. 3 Satz 1 BGB läuft
bei einem Schadensersatzanspruch aus Prospekthaftung mit Beginn des Tages
nach Zeichnung der Anlage an und endet nach 10 Jahren mit Ablauf des Tages der
Anlage.

2. Dem Anleger ist es gemäß § 242 BGB verwehrt, sich auf eine Hemmung der
Verjährung nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB (Einreichung eines Güteantrages) zu
berufen, wenn schon vor Einreichung des Güteantrags feststeht, dass der
Antragsgegner nicht bereit ist, an einem Güteverfahren mitzuwirken und sich auf
eine außergerichtliche Einigung einzulassen und dies dem Antragsteller schon im
Vorfeld in eindeutiger Weise mitgeteilt hat.

Sachverhalt
Die Klägerin begehrte Schadensersatz wegen der Zeichnung einer Beteiligung an
dem Equity Pictures Medienfonds III. Die Klägerin beteiligte sich am 17.12.2004 als
Anlegerin. Mit anwaltlichem Schreiben vom 26.11.2014 forderte die Klägerin die
Beklagte zum Schadensersatz bis zum 20.12.2014 auf. Die Beklagte wies mit
Schreiben vom 02.12.2014 unter Hinweis auf die eingetretene Verjährung die
geltend gemachten Ansprüche zurück. Mit anwaltlichem Schreiben vom
17.12.2014 stellte die Klägerin bei der Gütestelle einen Antrag auf Einleitung eines
Güteverfahrens. Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung der
Klägerin ist ohne Erfolg geblieben.

Entscheidung
Nach Auffassung des OLG sind die Ansprüche der Klägerin verjährt. Die 10-jährige
absolute Verjährungsfrist lief mit Tagesbeginn des 18.12.2004, einen Tag nach der
Zeichnung, an und endete mit Ablauf des 17.12.2014. Die Verjährung wurde durch
Einreichung des Güteantrages vom 17.12.2014 nicht wirksam gehemmt, da es der
Klägerin gemäß § 242 BGB verwehrt ist, sich auf eine Hemmung durch Einleitung
des Güteverfahrens zu berufen. Nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB wird die Hemmung
durch die Veranlassung der Bekanntgabe eines Güteantrages oder – wenn die
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Veranlassung demnächst erfolgt – schon durch Einreichung gehemmt. Auf eine
solche Hemmung kann sich ein Anspruchsteller aber nicht berufen, wenn schon vor
der Einreichung des Güteantrages feststeht, dass der Antragsgegner nicht bereit
ist, an einem Güteverfahren mitzuwirken und sich auf eine außergerichtliche
Einigung einzulassen und dies dem Antragsteller im Vorfeld in eindeutiger Weise
mitgeteilt hat. Im vorliegenden Fall war unstreitig, dass dem Klägervertreter aus
der Vielzahl von bereits geführten Verfahren bekannt war, dass die Beklagte an
einem Güteverfahren nicht teilnimmt. Darüber hinaus hatte die Beklagte in
eindeutiger Weise im Vorfeld des Güteverfahrenes zu verstehen gegeben, die
Durchführung eines Güteverfahrens abzulehnen. Die Beklagte hatte die von der
Klägerin geltend gemachten Ansprüche unter Berufung auf die eingetretene
Verjährung zurückgewiesen. Vor diesem Hintergrund musste die Klägerin damit
rechnen, dass sich die Beklagte auch im weiteren Verfahren auf die Verjährung
berufen werde. Dabei ist das OLG der Auffassung, dass die Kenntnis der
Prozessbevollmächtigten der Klägerin von den Umständen ausreichend ist. Auf die
Kenntnis der Klägerin von den näheren Umständen kommt es nicht an.
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